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Deutsch
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur
Bekämpfung der Rolle von Vermittlern, die
Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung
in der Europäischen Union erleichtern (Securing the
Activity Framework of Enablers - SAFE)
Fields marked with * are mandatory.

1
Einleitung

Bestimmte Intermediäre, die Steuerberatungsdienste erbringen, können komplexe Strukturen ausarbeiten. Diese

beinhalten in der Regel grenzüberschreitende Steuergestaltungen, die zu Steuerhinterziehung oder aggressiver

Steuerplanung führen könnten. Diese Intermediäre werden gemeinhin als Vermittler („Enabler“) bezeichnet.

Steuerhinterziehung beinhaltet Mittel für die Umgehung von Steuerzahlungen und stellt eine Straftat im Sinne des

nationalen Rechts dar. Eine aggressive Steuerplanung beinhaltet Mittel, um die Gesamtsteuerschuld von Unternehmen

und Einzelpersonen zu verringern, indem Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsvorschriften verschiedener

Gebiete genutzt werden; oder ii) indem Schlupflöcher in nationalen Rechtsvorschriften und/oder Steuerabkommen

genutzt werden; auch wenn diese Praktik nicht ausdrücklich rechtswidrig ist, widerspricht sie dem Geist des Gesetzes

und fällt somit rechtlich in eine Grauzone. Der Nutzung komplexer Strukturen, die von Vermittlern für die

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung geschaffen wurden, muss unbedingt entgegengewirkt werden, da

die geschätzten Steuerausfälle der EU-Mitgliedstaaten nach wie vor hoch sind.

Die EU hat in den letzten Jahren mehrere Maßnahmen ergriffen, um Steuerhinterziehung und aggressive

Steuerplanung zu bekämpfen, darunter die Richtlinie zur Bekämpfung von Steuervermeidung (ATAD) in ihrer

geänderten Fassung, die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates zur Änderung der Richtlinie über die Zusammenarbeit der

Verwaltungsbehörden im Bereich der (direkten) Besteuerung (DAC6) und der kürzlich vorgelegte Vorschlag für eine

Richtlinie mit Vorschriften zur Verhinderung der missbräuchlichen Nutzung von Briefkastenfirmen für Steuerzwecke

(UNSHELL). Gleichwohl setzen die Vermittler die Ausarbeitung und Vermarktung von Steuermodellen, die die

Steuerbemessungsgrundlage der Mitgliedstaaten aushöhlen, fort oder leisten bei ihrer Umsetzung nach wie vor

Unterstützung. Im Mittelpunkt dieser Initiative steht die Ausarbeitung geeigneter Verfahren und Maßnahmen zur

Einhaltung der Vorschriften, um Steuerhinterziehung oder aggressive Steuerplanung wirksam zu bekämpfen.

Zum Ausfüllen des Fragebogens benötigen Sie etwa 20 Minuten. Ziel des Fragebogens ist, die Ansichten aller

Interessenträger zur Rolle der Vermittler bei der Ermöglichung von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung

und zum Ausmaß des Problems einzuholen. Die Antworten werden auch dazu beitragen, die von den Interessenträgern

wahrgenommenen Hauptrisiken sowie die Prioritäten für politische Maßnahmen zu ermitteln.

Sie können Ihre Antworten in jeder EU-Amtssprache einreichen und auch zusätzliche Dokumente hochladen

2 Angaben zu Ihrer Person

2.1 Im Fragebogen verwendete Sprache*

********



Sonstige

Mittel (50 bis 249 Beschäftigte)

Deutschland

2.2 In welcher Eigenschaft nehmen Sie an dieser Konsultation teil?

2.3 Vorname

Dorothee

2.4 Nachname

WILDT

2.5 E-Mail-Adresse (wird nicht veröffentlicht)

wildt@eu.anwaltverein.de

2.9 Name der Organisation

255 character(s) maximum

Deutscher Anwaltverein (German Bar Association), DAV

2.10 Größe der Organisation

2.11 Nummer im Transparenzregister

255 character(s) maximum

Bitte prüfen Sie, ob Ihre Organisation im Transparenzregister (http://ec.europa.eu/transparencyregister/public

/homePage.do?redir=false&locale=en) eingetragen ist. Das Transparenzregister ist eine Datenbank, in die sich

Organisationen, die Einfluss auf EU-Entscheidungsprozesse nehmen möchten, eintragen lassen können.

87980341522-66 

2.12 Herkunftsland

Bitte geben Sie Ihr Herkunftsland oder das Ihrer Organisation an.

Diese Liste gibt nicht den offiziellen Standpunkt der EU-Organe bezüglich des rechtlichen Status der genannten

Gebietskörperschaften oder ihrer diesbezüglichen Politik wieder. Es handelt sich um eine Zusammenstellung oftmals

voneinander abweichender Listen und Praktiken.

Die Kommission wird alle Beiträge zu dieser öffentlichen Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst entscheiden,

ob Ihre Angaben bei der Veröffentlichung Ihres Beitrags offengelegt werden oder ob Sie anonym bleiben. Aus Gründen

der Transparenz werden stets die Teilnehmerkategorie (z. B. „Wirtschaftsverband“, „Verbraucherverband“, „EU-

Bürger/in“), das Herkunftsland und ggf. der Name und die Größe der Organisation sowie deren

Transparenzregisternummer veröffentlicht. Ihre E-Mail-Adresse wird zu keinem Zeitpunkt veröffentlicht. Wählen

Sie die Datenschutzoption aus, die Ihnen am meisten zusagt. Die Standarddatenschutzoptionen richten sich nach der

gewählten Teilnehmerkategorie.

2.14 Datenschutzeinstellungen für die Veröffentlichung des Beitrags

Die Kommission wird die Antworten auf diese öffentliche Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst entscheiden,

ob Ihre Angaben offengelegt werden oder anonym bleiben.

http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
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http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en
http://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=en


Anonym

Es werden nur Angaben zur Organisation veröffentlicht: Die Teilnehmerkategorie, der Name und die

Transparenzregisternummer der Organisation, in deren Namen Sie an der Konsultation teilnehmen, sowie deren

Größe und Herkunftsland und Ihr Beitrag werden in der eingegangenen Form veröffentlicht. Ihr Name wird nicht

veröffentlicht. Bitte machen Sie in Ihrem Beitrag keine personenbezogenen Angaben, wenn Sie anonym bleiben

möchten.

Öffentlich

Angaben zur Organisation und zum Konsultationsteilnehmer werden veröffentlicht: Die Teilnehmerkategorie, der

Name und die Transparenzregisternummer der Organisation, in deren Namen Sie an der Konsultation teilnehmen,

sowie deren Größe und Herkunftsland und Ihr Beitrag werden in der eingegangenen Form veröffentlicht. Ihr Name

wird ebenfalls veröffentlicht.

Ich stimme den Datenschutzbestimmungen zu (https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-

statement).

2.15 Wären Sie damit einverstanden, bei weiteren Fragen in Zusammenhang mit diesem Projekt über die oben

angegebene E-Mail-Adresse angeschrieben zu werden?

Ja, Sie können sich im Bedarfsfall per E-Mail an mich wenden, um mir im Zusammenhang mit diesem Projekt

weitere Fragen zu stellen.

Nein, ich möchte im Rahmen dieses Projekts nicht per E-Mail kontaktiert werden.

3 Problemstellung

3.1 Trotz aller von der EU und den Mitgliedstaaten in diesem Bereich ergriffenen Maßnahmen stellen

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung in der Europäischen Union nach wie vor ein erhebliches Problem

dar. In welchem Maß stimmen Sie dieser Aussage zu?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

3.2 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement


Bereits die nachfolgend hervorgehobenen Satzteile der Vorbemerkung sind tendenziös und 

rechtlich unhaltbar; sie verleiten zu Antworten, die ihrerseits nicht haltbar sind.

„Eine aggressive Steuerplanung beinhaltet Mittel, um die Gesamtsteuerschuld von 

Unternehmen und Einzelpersonen zu verringern, indem Unterschiede zwischen den nationalen 

Rechtsvorschriften verschiedener Gebiete genutzt werden; oder ii) indem Schlupflöcher in 

nationalen Rechtsvorschriften und/oder Steuerabkommen genutzt werden; auch wenn diese 

Praktik nicht ausdrücklich rechtswidrig ist, widerspricht sie dem Geist des Gesetzes und 

fällt somit rechtlich in eine Grauzone.“

Der Geist des Gesetzes ist keine rechtlich verbindliche Vorgabe. Er kann allenfalls bei 

der Auslegung des Gesetzes berücksichtigt werden, soweit hierfür nach nationalem Recht 

Spielraum besteht. Dass Gesetze von ihnen Unterworfenen so angewendet werden, wie sie 

formuliert wurden und ggf. auszulegen sind, ist das Recht eines jeden Menschen und eines 

jeden Beraters. Werden gesetzliche Regelungen vom Berater angewendet, wie sie auszulegen 

sind, bleibt die Anwendung dabei aber hinter einer Zielsetzung des Gesetzgebers zurück, so 

handelt es sich nicht um das Bewegen in einer Grauzone.  Vielmehr wird im Rahmen 

bestehenden Rechts gehandelt, für dessen mangelnde Qualität nicht der Rechtsunterworfene, 

sondern der Gesetzgeber verantwortlich ist. 

Die Konsultation betrifft die Anwendung von Steuergesetzen, die weitgehend nationales 

Recht sind. Ein politisches Ziel, den Steuerwettbewerb unter den Mitgliedstaaten („MS“) zu 

beenden, wurde bei mehreren Anläufen nicht vereinbart. Im Gegenteil bekannten sich die MS 

zum Wettbewerb untereinander. Damit besteht auch kein gemeinschaftsrechtlich geschütztes 

"Steuersubstrat" eines MS oder der Union. Genau das will die den Fragebogen tragende 

Grundvorstellung aber bewirken, indem sie es mittelbar über die Einschränkung der Rechte 

der Steuerzahler und der Berater erzwingt. Damit maßt sie sich inhaltlich die Kompetenz 

der Steuergesetzgeber der MS an, die ihr aber nicht zukommt. Rechtsstaatlich ist diese 

Vorgehensweise nicht zu rechtfertigen. 

Rat und Kommission sollten beachten:

Die der Konsultation zugrundeliegende Gleichstellung von Steuerhinterziehung und 

Steueroptimierung ist, was rechtpolitisches Ziel, Ansatz und Mittel anbetrifft, rechtlich 

unhaltbar. Anstiftung oder Beihilfe zur Steuerhinterziehung (enabling of tax evasion) ist 

im Falle von Vorsatz eine strafbare Teilnahme an einer Straftat des Steuerpflichtigen. 

Beihilfe zur Steueroptimierung (enabling of tax optimisation) - tendenziös „aggressive“ 

Steuerplanung genannt - kann nach derzeitigem Steuer- und Strafrecht keine strafbare 

Teilnahme sein, weil (und solange wie) die Haupttat nicht strafbar ist. 

Im Falle der tax optimisation/oder populistisch tendenziös des aggressiven tax planning 

beruft sich der Steuerpflichtige auf sein (verfassungsmäßig und vor allem unionsrechtlich 

geschütztes) Recht auf Zugang zum Recht und der enabler auf seine (verfassungsmäßig und 

vor allem unionsrechtlich geschützte) Berufsfreiheit. Wenn die Steueroptimierung beim 

Steuerpflichtigen und/oder bei seinem Berater unter Strafe gestellt werden soll, dann 

müssen die tatbestandlichen Voraussetzungen dem verfassungsrechtlichen 

Bestimmtheitsgrundsatz genügen. "Aggressive tax planning“ tut das nicht.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Verständnis, was aggressive tax planning ist, von 

Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat der EU sehr unterschiedlich verstanden wird. Eine Reihe von 

MS lehnen steuermotivierte Holdingkonstruktionen generell ab, für andere (z.B. Luxemburg) 

ist dies ein staatspolitisches Geschäftsmodell. Die verwendeten Begriffe müssen somit 

zunächst einmal unionsweit einheitlich definiert sein, wenn der Unionsgesetzgeber tätig 

werden will.

Sofern das – zweifelhafte, aber im Folgenden als legitim unterstellte – politische Ziel 

des Unterbindens von Steueroptimierungen rechtlich zulässig verfolgt werden soll, müssen 

die MS ihre Steuergesetze präziser und vor allem weniger reich an bewussten Lücken 

ausgestalten (siehe international die zahlreichen double dip-Möglichkeiten, die oft auf 

Normen beruhen, die zur Förderung der eigenen Wirtschaft geschaffen wurden und dann von 



Gebietsfremden zum eigenen Vorteil  eingesetzt werden). Wenn ein Tätigwerden der EU 

überhaupt sinnvoll sein soll, hätte die Kommission zunächst einmal die MS hierzu 

aufzufordern, statt den Steuerpflichtigen und seinen Berater unter Generalverdacht zu 

stellen. 

Der regulatorische Ansatz der Kommission gegenüber den regulierten Berufen bleibt unklar.  

Wenn sie von den wenigen schwarzen Schafen ausgehen, aber alle Berater als enabler 

rechtlichem Druck aussetzt, dann gefährdet oder gar zerstört sie die Möglichkeit, die 

rechtskonformen Mitglieder der regulierten Berufe als „gatekeeper“ einzusetzen.

3.3 Das Problem der Steuerhinterziehung oder aggressiver Steuerplanung hat in jüngster Zeit weiter zugenommen.

Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

3.4 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

Es liegen hierüber keinerlei Statistiken oder sonstige empirische Evidenz vor, die 

Grundlage für die Behauptung der Zunahme von Steueroptimierung bilden können. Sie kann 

auch nicht festgestellt werden, da es, wie unter 3.2 dargelegt, an einem gemeinsamen, 

Länder- und Institutionen übergreifenden Verständnis, was Steueroptimierung bedeutet, in 

den Mitgliedstaaten fehlt.

Dieser Frage fehlt es an Denklogik. Sie ist unbeantwortbar.

3.5 Vermittler spielen eine wichtige Rolle bei der Erleichterung von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung.

Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

3.6 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

Die Fragestellung entbehrt der Grundlage und kommt einer Suggestivfrage gleich. 

Erneut wird rechtlich zulässiges Handeln dem rechtlich verbotenen gleichgestellt.

Steuer- und Rechtsberater sind Recht und Gesetz unterworfen. Die ganz überwiegende 

Mehrheit befolgt Recht und Gesetz. Wie in jedem Beruf gibt es einzelne schwarze Schafe. 

Diese Feststellung erlaubt es jedoch nicht, alle Berufsmitglieder unter Generalverdacht zu 

stellen. Anscheinend sieht der Rat die von den Mitgliedstaaten geschaffene uneinheitliche 

Steuergesetzgebung und gelegentliche Formulierungsschwächen der Gesetze als Versagen an, 

von dem er mit dem Angriff auf die Berater ablenkt. 

3.7 Bei der Ermittlung aggressiver Steuerplanung sollten mehrere Faktoren berücksichtigt werden. Inwieweit könnten

Ihrer Meinung nach die folgenden Anhaltspunkte darauf hindeuten, dass eine Unternehmensstruktur zu aggressiver

Steuerplanung führt?



Sehr

indika

tiv

Indi

kati

v

Nicht

sehr

indikativ

Überhaupt

nicht

indikativ

Keine

Meinu

ng

Der wichtigste wirtschaftliche Grund/Zweck hinter der

Unternehmensstruktur

Sonstiger wirtschaftlicher Grund/Zweck hinter der

Unternehmensstruktur

Minimale wirtschaftliche Substanz der in der Struktur

verwendeten Einheiten

Erhaltener Steuervorteil

Nutzung von Steuervergünstigungen/Steuerabkommen

/Inkongruenzen in nationalen Rechtsvorschriften zwischen

den in die Struktur eingebundenen Ländern

Sonstiges (bitte angeben)

3.8 Falls Sie die Option „Sonstiges“ gewählt haben, geben Sie bitte an, welche andere Option Sie vorschlagen würden.

Die gewählten Indikatoren sind per se aussagelos. Die Tatsache, dass Rechtsunterworfene 

Recht anwenden, kann zu keiner Indikation führen, ob eine verbotene Steuerhinterziehung 

oder eine zulässige Steueroptimierung geplant ist. Jeweils nur die Einzelfallbetrachtung 

erlaubt eine Feststellung. Wegen der bereits im Ansatz suggestiven und tendenziösen Form 

der Fragestellung kann sie nicht wirklich sachgerecht beantwortet werden.

3.9 Die Koordinierung auf EU-Ebene, z. B. in Bezug auf die Art der Maßnahme und der zu erfassenden aggressiven

Steuerplanungsmodelle, ist von grundlegender Bedeutung, um zu verhindern, dass Vermittler zu Steuerhinterziehung

oder aggressiver Steuerplanung beitragen. Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

3.10 Bitte geben Sie Gründe an, aus denen die EU Ihrer Ansicht nach Maßnahmen ergreifen sollte, um die

Bekämpfung von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung zu verstärken und die Rolle von Vermittlern ins

Visier zu nehmen.

Hier gilt das zu Frage 3.8 ausgeführte. Aufgrund der tendenziösen Fragestellung ist eine 

sachgerechte Beantwortung nicht möglich.

3.11 Bitte geben Sie Gründe an, aus denen die EU Ihrer Ansicht nach keine Maßnahmen ergreifen sollte, um die

Bekämpfung von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung zu verstärken und die Rolle von Vermittlern ins

Visier zu nehmen.

Hier gilt das zu Frage 3.8 ausgeführte. Aufgrund der tendenziösen Fragestellung ist eine 

sachgerechte Beantwortung nicht möglich.



4 Möglichkeiten zur Bekämpfung der Rolle von Vermittlern bei der Erleichterung von
Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung

4.1 Welche der folgenden Mittel sind Ihrer Ansicht nach am wirksamsten, wenn die EU neue Maßnahmen ergreifen

würde, um die Rolle von Vermittlern bei der Erleichterung von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung ins

Visier zu nehmen?

Neue EU-Maßnahmen sollten in erster Linie unverbindlichen Charakter haben („Soft Law“), um den besonderen

Umständen des jeweiligen Falls und der Situation der einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen.

Neue EU-Maßnahmen sollten verbindlichen Charakter haben („Hard Law“), d. h. in Form einer neuen EU-

Richtlinie. Damit würde das erforderliche Maß an Koordinierung in der EU sichergestellt, um das Problem wirksam

anzugehen.

Sonstiges

4.2 Wenn Sie „Sonstiges“ angekreuzt haben, dann machen Sie bitte nähere Angaben.

Nach den Unionsverträgen kommt die Steuerhoheit bei den direkten Steuern den 

Mitgliedstaaten zu – Regelungen bedürfen der Zustimmung aller Mitgliedstaaten. Dieses 

Einstimmigkeitserfordernis wird bei den Überlegungen der Kommission bzw. des Rates 

unterlaufen, über einen Beschluss zur Regelung des Verhaltens von Beratern die nationalen 

Steuerrechte auf indirektem Wege zu ändern und aneinander anzupassen.

Erneut führt die tendenziöse, suggestive Art der Fragestellung im Regelfall zu 

entsprechend tendenziösen, aber rechtlich nicht haltbaren Antworten.

4.3 Vermittler sollten daran gehindert werden, Steuermodelle, die zu Steuerhinterziehung und aggressiver

Steuerplanung führen, auszuarbeiten, zu vermarkten, einzurichten oder bei ihrer Umsetzung zu helfen. Inwieweit

stimmen Sie dieser Aussage zu? Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

4.4 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.



Der rechtspolitisch fatal falsche Ansatz, nämlich rechtmäßiges und rechtswidriges 

Verhalten gleichzustellen, führt bei dieser Frage zu einem besonders krassen Ergebnis.

Ob es zu einer maßgeblichen Steigerung von Steuerhinterziehungen in der EU in den 

vergangenen 20 Jahren gekommen ist, ist statistisch nicht erfasst. Hieran bestehen 

erhebliche Zweifel. Grundsätzlich ist es Aufgabe der Mitgliedstaaten, Steuerhinterziehung 

zu unterbinden. Nach Einschätzung des DAV besteht hieran in Deutschland kein Defizit. 

Es gilt das in der vom Directorate General for Internal Policies für das FISC Sub-

Committee des Europäischen Parlaments erstellten Studie von Juli 2022 zur Regulierung von 

Steuerintermediären und zu Best Practices innerhalb und außerhalb der EU bereits 

Festgestellte: Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass Steuerintermediäre in allen fünf 

untersuchten Ländern (darunter Deutschland) in einem zunehmend regulierten Umfeld tätig 

sind. Es lägen keine ausreichenden Daten über die bestehende Regulierung vor, um Best 

Practices zu ermitteln und es bestehe die Sorge, dass es zu einer Überregulierung kommen 

könne. Die Regulierung müsse vielmehr zielgerichtet sein und es müssten zunächst weitere 

Forschungsarbeiten durchgeführt werden, u. a. über die derzeitige Regulierung, zur 

Durchführbarkeit einheitlicher Maßnahmen angesichts der unterschiedlichen institutionellen 

Kontexte und zur Frage wie mit „faulen Äpfeln“ gezielter umgegangen werden könne. In der 

Studie wird dringend empfohlen, sich mit der Verabschiedung weiterer Vorschriften zur 

Regelung der Tätigkeit von Steuerintermediären zurückzuhalten, ohne die Kosten und 

Auswirkungen der derzeit geltenden Vorschriften empirisch zu untersuchen. 

Dem ist aus Sicht des DAV und erst recht aus rechtsstaatlicher Sicht nichts hinzuzufügen.

Ob es in den vergangenen 20 Jahren zu vermehrten Steueroptimierungen gekommen ist, ist 

noch viel weniger statistisch erfasst, weil rechtlich zulässig.

Es gibt nicht den geringsten rechtstaatlich überzeugenden Grund, rechtmäßiges Verhalten zu 

bekämpfen.

Mit der öffentlichen Konsultation wird das Pferd von hinten aufgezäumt. Wenn sich die MS 

darauf einigen können, müssen sie ihre Steuergesetzgebung vereinheitlichen und Missstände 

beseitigen. Wer dies politisch für wünschenswert hält, möge im vorgesehenen 

Gesetzgebungsverfahren darauf hinwirken, nicht darauf, die Rechtsunterworfenen mit der 

Beseitigung von Defiziten staatlichen Handelns zu belasten.

4.5 Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten (wie sie unter anderem im Bereich der Bekämpfung der

Geldwäsche zum Einsatz kommen) würden Vermittler verpflichten, anhand eines Selbsteinschätzungstests

nachzuweisen, dass die Steuermodelle nicht zu Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung führen. Inwieweit

stimmen Sie der Auffassung zu, dass dies eine wirksame Maßnahme ist?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

4.6 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

Es gilt das unter Ziffer 4.4 Ausgeführte; vgl. das Ergebnis der Studie des EU Parlaments. 

Ein Berater, der sich vorsätzlich an einer Steuerhinterziehung beteiligt, wird sich von 

Selbsteinschätzungen nicht beeindrucken lassen. Alle gesetzestreuen Berater, und dies ist 

in Deutschland die 99,9%ige Mehrheit wird mit einer unverhältnismäßigen und ungeeigneten 

Aufgabe belastet, die als solche verfassungs- und vor allem unionsrechtswidrig ist.



4.7 Welche der folgenden Optionen halten Sie für die wirksamste, sofern ein EU-Register von Vermittlern eingeführt

würde?

Sehr

wirksa

m

Wirk

sam

Nicht

sehr

wirksam

Gänzlich

unwirksa

m

Keine

Meinun

g

Obligatorische Registrierung von Vermittlern, um

Steuerberatung leisten zu können

Optionale Registrierung, die die Erlangung bestimmter

Vorteile ermöglicht (z. B. Abgabe einer Steuererklärung

im Namen ihrer Kunden)

Sonstiges (bitte angeben)

4.8 Falls Sie die Option „Sonstiges“ gewählt haben, geben Sie bitte an, welche andere Option Sie vorschlagen würden.

4.9 Stimmen Sie zu, dass ein Verhaltenskodex für Vermittler, dem zufolge es untersagt wäre, Modelle für

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung ohne verbindliche Zusatzmaßnahmen auszuarbeiten, zu

vermarkten, einzurichten oder bei ihrer Umsetzung zu helfen, ausreichend und wirksam wäre, um Steuerhinterziehung

und aggressive Steuerplanung zu bekämpfen?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

4.10 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

Die rechts- und steuerberatenden Berufe sind reguliert. Die Beihilfe zur 

Steuerhinterziehung durch Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Anwälte wird damit 

rechtlich weitestmöglich und praktisch so gut wie vollständig unterbunden, da strafbar.

4.11 Sind Sie der Auffassung, dass eine neue Meldepflicht für EU-Steuerzahler, die über 25 % der Anteile, der

Stimmrechte, der Beteiligungen, der Inhaberaktien oder der Kontrolle in anderer Form eines nicht börsennotierten

Unternehmens mit Sitz außerhalb der EU halten, die Transparenz von EU-Investitionen im Ausland erhöhen wird?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

4.12 Bitte erläutern Sie Ihre Antwort.

Eine solche Maßnahme wird den Unmut der EU-Bürger gegenüber den EU-Institutionen mit ihren 

unverhältnismäßigen Kosten bei geringer Effizienz weiter steigern.

4.13 Bitte schätzen Sie, in welchem Ausmaß sich die einzelnen Optionen wirtschaftlich auswirken, wenn Vermittler

mit neuen Anforderungen belegt werden.



Beträchtli

che

Auswirku

ngen

Gewisse

Auswirk

ungen

Geringe

Auswirk

ungen

Keine

Auswirk

ungen

Keine

Meinu

ng

Die Steuererhebung in der gesamten EU würde

zunehmen, da die Vorschriften von

Steuerhinterziehung oder aggressiver Steuerplanung

abhalten würden

Die Zuweisung von Mitteln in der EU würde durch eine

bessere Verteilung der Steuerlast unter den

Steuerzahlern optimiert

Mehr Steuergerechtigkeit, da alle Unternehmen ihren

gerechten Anteil zahlen würden (gleiche

Wettbewerbsbedingungen)

Fairere Wettbewerbsbedingungen für Vermittler

unabhängig von ihrem Standort (da allen Vermittlern

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung

untersagt wäre)

Sonstiges (bitte angeben)

4.14 Falls Sie die Option „Sonstiges“ gewählt haben, geben Sie bitte an, welche andere Option Sie vorschlagen

würden.

Steuern sind nationale Aufgaben, den Mitgliedstaaten vorbehalten.

4.15 Bitte beschreiben Sie etwaige größere Auswirkungen auf die wichtigsten Interessenträger (Vermittler,

Unternehmen mit Bedarf an Steuerberatungsdiensten, Bürger, Steuerpflichtige, Steuerbehörden usw.), die Ihrer Ansicht

nach aus einer neuen Unionsmaßnahme erwachsen dürften, mit der die Rolle von Vermittlern bei der Erleichterung von

Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung ins Visier genommen wird.

4.16  Bitte schätzen Sie, in welchem Ausmaß sich die einzelnen Optionen auf die Befolgungskosten auswirken, wenn

Vermittler mit neuen Anforderungen belegt werden.

Beträcht

liche

Auswirk

ungen

Gewiss

e

Auswir

kungen

Gering

e

Auswir

kunge

n

Keine

Auswi

rkung

en

Kein

e

Mein

ung

Verhaltenskodex, dem zufolge es Vermittlern untersagt

wäre, Modelle für Steuerhinterziehung und aggressive

Steuerplanung ohne verbindliche Zusatzmaßnahmen

auszuarbeiten, zu vermarkten, einzurichten oder bei ihrer

Umsetzung zu helfen

EU-Register von Vermittlern mit Registrierungspflicht

Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten für die

Durchführung eines Selbsteinschätzungstests, um

nachzuweisen, dass die Steuermodelle nicht zu

Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung führen



Neue Meldepflicht für EU-Steuerzahler, die über 25 % der

Anteile, der Stimmrechte, der Beteiligungen, der

Inhaberaktien oder der Kontrolle in anderer Form eines nicht

börsennotierten Unternehmens mit Sitz außerhalb der EU

halten

Sonstiges (bitte angeben)

4.17 Falls Sie die Option „Sonstiges“ gewählt haben, geben Sie bitte an, welche andere Option Sie vorschlagen

würden.

4.18 Welchen der folgenden Szenarien ordnen Sie die größte Wahrscheinlichkeit zu, wenn die EU keine weiteren

Maßnahmen ergreifen würde, um die Rolle von Vermittlern bei der Erleichterung von Steuerhinterziehung und

aggressiver Steuerplanung ins Visier zu nehmen?

Der Binnenmarkt wird stärker fragmentiert sein, da die Mitgliedstaaten eigene Vorschriften zur Rolle der Vermittler

erlassen werden.

Ohne Maßnahmen der EU, die auf die Rolle der Vermittler abzielen, wird das Problem bestehen bleiben.

Sonstiges

4.19 Falls Sie die Option „Sonstiges“ gewählt haben, machen Sie bitte nähere Angaben.

Ein Nicht–Problem wird aus Populismus zum Problem deklariert. Steuerhinterziehung ist 

bereits überall in der EU strafbar. Steueroptimierung ist nicht strafbar und muss auch 

nicht bekämpft werden. Wenn der Rat etwas ändern will, sollte er – erneut – eine 

entsprechende politische Willensbildung bei den Mitgliedstaaten mit dem Ziel der 

Steuerharmonisierung in Angriff nehmen und bis dahin deren Entscheidungen respektieren.

5 Durchsetzung der Maßnahme

5.1 Halten Sie Geldstrafen für ein probates Mittel, um Vermittler angemessen zu sanktionieren und davon abzuhalten,

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung zu erleichtern?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

5.2 Falls Sie in der vorstehenden Frage „Stimme vollkommen zu“ oder „Stimme zu“ angekreuzt haben - welche Art einer

Geldstrafe halten Sie für angemessen, um Vermittler davon abzuhalten, ihren Kunden bei der Hinterziehung oder

Umgehung von Steuern zu helfen? Geldstrafen:

Im Verhältnis zu ihren Gebühren

Im Verhältnis zu den im Auftrag ihrer Kunden unterschlagenen Summen

Als feste absolute Zahl

Sonstiges

5.3 Wenn Sie „Sonstiges“ angekreuzt haben, dann machen Sie bitte nähere Angaben.

5.4 Angenommen, einem Vermittler, der Steuermodelle, die zu Steuerhinterziehung und aggressiver



Steuerplanung führen, ausarbeitet, vermarktet, einrichtet oder bei ihrer Umsetzung hilft, würde die Erbringung

von Dienstleistungen untersagt. Würden Sie das als probates Mittel betrachten, um ihn davon abzuhalten,

missbräuchliche Steuerpraktiken zu erleichtern?

Stimme vollkommen zu

Stimme zu

Weder noch

Stimme nicht zu

Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht

5.5 Bitte beschreiben Sie alle anderen Durchsetzungsmechanismen (z. B. andere Arten von Sanktionen oder

Maßnahmen zur Einhaltung der Vorschriften gegenüber Vermittlern, die Steuerhinterziehung oder aggressive

Steuerplanung vermarkten, verkaufen oder anderweitig fördern), die Sie für Vermittler in und außerhalb der EU für

geeignet und wirksam halten.

Ein Nicht–Problem wird aus Populismus zum Problem deklariert. Steuerhinterziehung ist 

bereits überall in der EU strafbar. Steueroptimierung ist nicht strafbar und muss auch 

nicht bekämpft werden. Wenn der Rat etwas ändern will, sollte er – erneut – eine 

entsprechende politische Willensbildung bei den Mitgliedstaaten mit dem Ziel der 

Steuerharmonisierung in Angriff nehmen und bis dahin deren Entscheidungen respektieren.

Fazit für den Fragebogen: Die EU setzt sich für Rechtsstaatlichkeit ein, was zu 

unterstützen ist. Eine Grundlage des Rechtsstaats ist die Unterscheidung zwischen 

Erlaubtem und Verbotenen. Staatlicher Repression dürfen nur diejenigen ausgesetzt werden, 

die gegen rechtlich wirksame Verbote verstoßen. Die Verletzung dieses Grundsatzes wirft 

die EU derzeit mehreren Staaten vor. Sie darf ihn selbst nicht auf die leichte Schulter 

nehmen; damit gefährdet sie die Grundlage, auf der sie steht. 
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